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Verteiler 
 
 
 Bundesministerium des Innern 
 Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 
 Rechts- und Verbraucherschutzausschuss, Innenausschuss des Deutschen 

Bundestages 
 Vorsitzenden des Rechts- und Verbraucherschutzausschusses des Deutschen 

Bundestages 
 Vorsitzenden des Innenausschusses des Deutschen Bundestages 
 Landesjustizministerien 
 Rechts- und Innenausschüsse der Landtage 
 Bundesgerichtshof 
 Bundesanwaltschaft 

 
 Vorstand des Deutschen Anwaltvereins 
 Landesverbände des Deutschen Anwaltvereins  
 Vorsitzende der Gesetzgebungsausschüsse des Deutschen Anwaltvereins 
 Strafrechtsausschuss des Deutschen Anwaltvereins 
 Geschäftsführender Ausschuss der Arbeitsgemeinschaft Strafrecht des Deutschen 

Anwaltvereins 
 Strafrechtsausschuss der Bundesrechtsanwaltskammer 
 Vorsitzende des Strafrechtsausschusses des KAV, BAV 
 Vorsitzende des FORUM Junge Anwaltschaft des DAV 

 
 Deutscher Strafverteidiger e. V. 
 Regionale Strafverteidigervereinigungen 
 Organisationsbüro der Strafverteidigervereinigungen und -initiativen  

 
 Arbeitskreise Recht der im Bundestag vertretenen Parteien 
 Deutscher Richterbund 
 Bund Deutscher Kriminalbeamter 

 
 Strafverteidiger-Forum (StraFo) 
 Neue Zeitschrift für Strafrecht, NStZ 
 Strafverteidiger 
 Juris 
 KriPoZ  Kriminalpolitische Zeitschrift  

 
 Prof. Dr. Jürgen Wolter, Universität Mannheim 
 ver.di, Bereich Recht und Rechtspolitik 
 Deutscher Juristentag (Präsident und Generalsekretär) 
 Prof. Dr. Schöch, LMU München 
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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit rund 65.000 Mitgliedern 

vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und 

internationaler Ebene.  

 
Der Deutsche Anwaltverein greift den Appell des diesjährigen Strafkammertags „an die 
Politik, in den anstehenden Koalitionsverhandlungen, eine weitere Verbesserung des 
Deutschen Strafprozesses zu vereinbaren“, gerne auf. Eine Verbesserung des 
Strafverfahrens, die ihrem Namen gerecht wird, verlangt an erster Stelle eine 
zeitgerechte audiovisuelle Dokumentation der Beweisaufnahme in der 
Hauptverhandlung. 
 
Dies zu prüfen, hat bereits die in der nun endenden Legislaturperiode im Auftrag des 
BMJV eingesetzte Expertenkommission zur effektiveren und praxistauglicheren 
Ausgestaltung des Strafverfahrens in ihrem Abschlussbericht dem Gesetzgeber 
aufgegeben. Dieser Prüfauftrag besteht fort. Eine verlässliche Dokumentation des 
Inhalts der Beweisaufnahme in der öffentlichen Hauptverhandlung – die nach der 
Konzeption der Strafprozessordnung die alleinige Grundlage der richterlichen 
Überzeugungsbildung von der Schuld oder Unschuld des Angeklagten bilden soll – ist 
längst überfällig. Gleiches gilt für die ebenfalls von der Expertenkommission 
befürwortete audiovisuelle Dokumentation von Zeugenaussagen im 
Ermittlungsverfahren. So könnte etwa die Hauptverhandlung von zeitraubenden 
Streitfragen zur Rekonstruktion dessen entlastet werden, was der Zeuge tatsächlich bei 
der polizeilichen Vernehmung gesagt hat und ob und inwieweit er dabei durch eine 
suggestive Fragetechnik beeinflusst worden sein kann.  
 
Die vom Strafkammertag vorgestellten Thesen sind dagegen weitgehend – sieht man 
einmal von der (noch zu zaghaften) Beschränkung der Nebenklagevertretung ab – 
abzulehnen. Sie blenden alle empirischen Erkenntnisse aus, die belegen, dass die 
deutsche Strafgerichtsbarkeit ihre Schwierigkeiten nicht im Tempo der Erledigung 
einzelner Strafsachen hat, und versuchen durch eine punktuelle Beschneidung der 
Beschuldigtenrechte und Rechtsschutzmöglichkeiten den fortwährenden ökonomischen 
Sparzwängen, denen sich die Justiz ausgesetzt sieht, gerecht zu werden. Das ist aus 
rechtsstaatlicher Sicht bedenklich. Dass ein gerechter Strafprozess „gute Gesetze“ 
braucht, ist eine so richtige wie banale Floskel wie die, dass er gute Richter benötigt. 
Vor allem benötigt ein rechtsstaatliches Strafverfahren eines: Zeit und Ruhe.  
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Anstatt in diesem Sinne selbstbewusst für die eigene Qualitätssicherung einzutreten, 
unterbreitet der Strafkammertag Ideen, mit denen die verfassungsrechtlich verbürgten 
und verfassungsgerichtlich bestätigten Rechte des Angeklagten auf seinen gesetzlichen 
Richter, auf sachliche Teilnahme am Beweisstoff und auf effektiven 
Revisionsrechtsschutz unterlaufen werden. Dazu nur so viel:  
 

•  Für Besetzungsrügen sieht das geltende Recht bereits seit langem ein eigenes 
Verfahren vor, das die Verteidigung verpflichtet, ganz zu Beginn der 
Hauptverhandlung unter strengsten Formerfordernissen ihren 
Besetzungseinwand darzulegen. So wird vermieden, dass es durch einen 
banalen Formfehler am Anfang des Verfahrens zu einer revisionsgerichtlichen 
Aufhebung kommt, weil das Gericht die Möglichkeit zur Selbstkorrektur hat. Die 
Einführung eines weiteren Beschwerdeverfahrens wäre nicht nur ein 
Fremdkörper im Revisionsrecht und könnte zu einer Rechtszersplitterung im 
Besetzungsrecht beitragen; sie würde darüber hinaus die 
Verfahrensunsicherheit steigern. Denn während der laufenden 
Beweisaufnahme müsste der Beschwerdeführer, der sich in seinem Recht auf 
gesetzlichen Richter durch eine fehlerhafte Besetzung verletzt sieht, 
konsequenterweise eine Verfassungsbeschwerde erheben, die je nach 
Entscheidungszeitpunkt des Bundesverfassungsgerichts eventuell erst nach 
rechtskräftigen Abschluss des Revisionsverfahrens einen Neubeginn der 
Beweisaufnahme bewirken könnte. Worin hier ein Gewinn an Effektivität 
bestehen soll, bleibt rätselhaft.  

 
•  Gleichsam überflüssig ist die Forderung, „ins Blaue hinein“ gestellte 

Beweisanträge gesetzlich zu unterbinden. Sie sind bereits nach jetziger 
Rechtslage nicht statthaft. Die – richterrechtlich erarbeiteten – 
Begründungserfordernisse im Beweisantragsrecht sind streng und ausreichend. 
Der Beweisantrag ist kein Instrument der Verfahrensobstruktion. Er ist die 
einzige Möglichkeit, die der Angeklagte hat, um auf die Beweiserhebung in der 
Hauptverhandlung Einfluss zu nehmen – eine Beweiserhebung, die vor allem 
auf der Beweissammlung im polizeilich dominierten und unter Ausschluss der 
Verteidigung geführten Ermittlungsverfahren beruht. Der Beweisantrag dient so 
als Korrektiv einer strukturell bedingten und kognitiv-psychologisch belegten 
Voreingenommenheit des Gerichts. Das blendet das Thesenpapier aus. 
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•  Auch muss man sich fragen, ob die Forderung, Revisionen, mit denen 
sachlichrechtliche Beanstandungen am Urteil geltend gemacht werden, den 
vergleichbaren Begründungsanforderungen wie bei der Verfahrensrüge 
auszusetzen, die Eigenarten und Unterschiede zwischen beiden Rügen im 
Rechtsmittelsystem begriffen hat. Während bei der Verfahrensrüge die 
prozessuale Darstellungslast beim Beschwerdeführer liegt, weil das 
Revisionsgericht ansonsten in jedem Verfahren die gesamten Akten prüfen 
müsste, ist das Revisionsgericht bei der Sachrüge, da es ohnehin das Urteil 
lesen muss, aus eigener Kraft im Stande, einen möglichen Rechtsfehler zu 
erkennen. Die Vorstellung, sehenden Auges ein rechtsfehlerhaftes – oder 
deutlicher: rechtswidriges – Urteil hinzunehmen, weil es an einer vertieften 
Begründung innerhalb der Monatsfrist gefehlt hat, muss dem Selbstverständnis 
eines Rechtsmittelgerichts widersprechen. Die Forderung dient allein dazu, der 
Verteidigung, die bereits nach geltendem Recht unangemessen benachteiligt 
wird, weitere Steine in den Weg zu legen; denn innerhalb der knappen 
Monatsfrist müssten dann beide Rügen vertieft begründet werden, das obwohl 
die Monatsfrist unabhängig von der Dauer und des Umfangs des Verfahrens – 
für einen Hühnerdiebstahl gleichermaßen wie für den NSU-Prozess! – gilt. Dass 
das Thesenpapier trotz des ansonsten geltenden Beschleunigungs-Mantras es 
daher unerwähnt lässt, dass nach geltender Rechtslage den Gerichten die Zeit 
zur Urteilsabsetzung proportional zur Dauer des Verfahrens verlängert wird und 
hier eine angemessene Obergrenze dringend erforderlich wäre, spricht für sich.  

 
•  Wenn schließlich die Bindungswirkung von strafgerichtlichen Erkenntnissen für 

Zivilverfahren gefordert wird, so gerät aus dem Blick, dass damit dem 
unschuldig Verurteilten – auch solche gibt es im Rechtsstaat des 
Grundgesetzes – damit eine der wenigen Möglichkeiten genommen wird, um 
sich so Chancen für ein mögliches Wiederaufnahmeverfahren zu schaffen. 
Oder sollte der Fall „Harry Wörz“ etwa bereits in Vergessenheit geraten sein? 

 
Würde es bei all dem nicht um die Frage gehen, wie und auf welcher 
Erkenntnisgrundlage der Staat zur Prüfung seines Strafanspruch in die Grundrechte 
seiner Bürger eingreift, so könnte man es bei polemischen Bemerkung belassen, dass 
die „Zukunft des Strafprozesses“, die sich die Arbeitsgruppe des Strafkammertags 
ambitioniert auf die Fahnen geschrieben hat, nicht in der Mottenkiste einer reaktionären 
und obrigkeitshörigen Justizpolitik liegen kann. 
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Der Deutsche Anwaltverein wird weiterhin – wie in der Vergangenheit – konstruktiv die 

Diskussion um die notwendige Reform des Strafverfahrens begleiten. Den Thesen des 

Strafkammertags muss er daher mit Entschlossenheit entgegentreten. 


